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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für 
die 107. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, den 16. März 1960 


I. Geschäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 

Abgeordneter Warum werden Kontingente russischer Mine- 
Schmidt (Hamburg) ralöl-Fertigwaren im Jahre 1960 halbjährlich 
ausgeschrieben, nadidem sie in den Jahren 
1958 und 1959 ganzjährig (d, h. die verein- 
barten Mengen insgesamt) ausgeschrieben 
wurden? 

Warum werden einerseits nur relativ gering- 
fügige Fertigwaren-Kontingente vereinbart, 
während auf der anderen Seite sehr hohe 
Rohöl-Kontingente verabredet worden sind, 
die in den vergangenen beiden Jahren sehr 
weitgehend nicht verwirklicht werden konnten? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


Billigt der Herr Bundespostminister, daß die 
Oberpostdirektion Frankfurt (Main) der Ge- 
meinde Lorsbach im Main-Taunus-Kreis (mit 
2216 Einwohnern), die im Brennpunkt eines 
starken Verkehrs an der Landstraße 1. Ord- 
nung zwischen Limburg und Frankfurt (Main) 
liegt, nur dann einen öffentlichen Fernsprecher 
aufstellen will, wenn die Gemeinde den Unter- 
schiedsbetrag zwischen der Monatseinnahme 
und dem Betrag von 155 DM monatlich 
zahlen will ? 


III. Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 

Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung — in An- 

Rehs betradit der Tatsache, daß insbesondere aus 

dem Memelgebiet nach Rußland verschleppte 
Aussiedler teilweise nodi immer keine Leistun- 
gen nach dem Häftlingshilfegesetz erhalten — 
von der Ermächtigung im § 3 des HHG, mit 
Zustimmung des Bundesrates eine Rechts- 
verordnung zu erlassen, durch die diese 
Personengruppen den Leistungsberechtigten 
nach dem HHG gleichgestellt werden, bisher 
keinen Gebrauch gemacht? 

Wann gedenkt sie der mit dieser Ermächti- 
gung gleichzeitig ausgesprochenen Verpflich- 
tung nachzukommen? 


Druck; Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 
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IV. Gesdiäftsbereicti des Bundesministers für Atomkernenergie 
und Wasserwirtsdiaft 

Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Dr. Bechert ergriffen, um sofort über erhöhte radioaktive 

Niederschläge als Folge der französischen 
Atomwaffenversuche unterricfitet zu werden, 
und welche Maßnahmen dafür, daß die Öffent- 
lichkeit sogleich von der Tatsache erhöhter 
radioaktiver Niederschläge unterrichtet wird? 

Welche vorsorglichen Maßnahmen sind er- 
griffen für den Fall, daß sich eine Über- 
schreitung der höchstzulässigen Menge an 
Radioaktivität im Niederschlag ergibt? 

Hat die Regierung Vorsorge getroffen, um 
sofort unterrichtet zu werden, wenn sich als 
Folgeerscheinung eine bedenkliche Erhöhung 
der Aktivität in wichtigen Lebensmitteln 
zeigt, eine Erscheinung, die erst einige Zeit 
nach dem Versuch deutlich werden kann? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
vor zu ergreifen, wenn sich zeigt, daß die 
Verseuchung des Getreides noch über den 
Stand des rund l,5fachen der höchstzulässi- 
gen Strontium-90-Verseuchung, wie er schon 
vor einem Jahr im deutschen Getreide gege- 
ben war, hinausgeht ? 


V. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für wirtschaftlichen 

Besitz des Bundes 


V. L Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Falle einer 
Rehs Privatisierung des Volkswagenwerkes Vor- 

kehrungen treffen, die gewährleisten, daß die 
Lastenausgleichsabgabe aus dem Erlös der 
Aktien vorzeitig abgelöst wird ? 


V. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für eine 

Josten schnelle Klärung der Besitzverhältnisse des 

ehemaligen Truppenübungsplatzes Ahrbrück 
(Rheinland-Pfalz) zu sorgen ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
die seit Jahren schwebenden unklaren Be- 
sitzverhältnisse viele Rück- bzw. Neusiedler 
verschuldet sind, und welche Hilfe will die 
Bundesregierung den Siedlern zukommen 
lassen ? 


VI. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 

VI. 1. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die teilweise skan- 
Sdimidt dalösen Umstände bekanntgeworden, unter 

(Hamburg) denen bei einigen Aktiengesellschaften im 

Jahre 1959 auf dem Wege der Umwandlung 
die Kleinaktionäre aus den Gesellschaften 
herausgedrängt worden sind? 
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Betrachtet sie diese Verfahren, die ihren 
Höhepunkt im Vorgehen des Herrn Flick 
gefunden haben, als einen Anreiz für den von 
ihr propagierten sogenannten „Eigentumsge- 
danken" in der Form von Kleinaktien? 


VI. 2. Abgeordneter Ist es richtig, daß der Herr Bundeskanzler 

Dr. Bücher am 15. Februar 1960 in Köln geäußert hat, 

ein Minister habe nicht viel zu sagen, ent- 
sdieidend sei der Politiker, der im Bundestag 
eine große Partei leite? 

Wie ist bejahendenfalls diese Äußerung mit 
Artikel 65 Satz 2 GG zu vereinbaren? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wohnungsbau 

VII. 1. Abgeordneter Welche Gründe waren maßgebend, daß das 

Di. Brecht bisher mit erheblichen Bundesmitteln unter- 

stützte Bauzentrum in Köln trotz der am 
17. Oktober 1958 in der Fragestunde erteil- 
ten Antwort im Januar 1960 aufgelöst wurde ? 

Welchen Betrag hat die Bundesregierung 
unmittelbar und mittelbar für das Bauzen- 
trum seit seiner Gründung bis zur Auflösung 
aufgewendet, und sind diese Beträge restlos 
verloren ? 


VII. 2. Abgeordneter Ist bei der künftigen Hergabe von weiteren 
Dr. Brecht Bundesmitteln für Forschungsaufgaben im 

Rahmen des Bundeswohnungsbauministeriums 
sichergestellt, daß Mängel und Verstöße, wie 
sie in den „Bemerkungen des Bundesrech- 
nungshofes für das Redinungsjahr 1956" 
- Drucksache 1518 - festgestellt sind, nicht 
wieder Vorkommen können? 

Ist insbesondere gewährleistet, daß über die 
Forschungsergebnisse rechtzeitig und in aus- 
reichendem Umfange Beridite erstattet und 
die Forschungsergebnisse den interessierten 
Fadi- und Wirtschaftskreisen alsbald und in 
zugänglidier Weise bekanntgegeben werden? 

Ist dasselbe auch für die Forschungsergeb- 
nisse bei den sogenannten Versuchs- und 
Vergleidisbauten und den Demonstrativbau- 
ten sichergestelit ? 

VII. 3. Abgeordneter Warum sind die für den Wohnungsbau der 
Dr. Brecht SBZ-Zuwanderer vorgesehenen diesjährigen 

Bundesmittel trotz einer früher gefaßten 
Entschließung des Bundestages nicht zusam- 
men mit den übrigen Haushaltsmitteln für 
den sozialen Wohnungsbau den Ländern im 
Dezember zugeteilt worden? 

Bis wann soll dies nachgeholt werden? 
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VIII. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

VIII. 1. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, denen zufolge 30'’/,) 
Gewandt der etwa 28 000 in Großbritannien arbeitenden 

deutsdren Maddien ernsthaft sittlidi gefährdet 
sind ? 

Welche Maßnahmen beabsiditigt die Bundes- 
regierung zur Verhinderung dieser besorgnis- 
erregenden Gefährdung einzuleiten ? 

Wie beurteilt der Herr Bundesaußenminister 
die Aussichten auf die Rückgabe des deut- 
schen Vermögens in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, und weld:ie Sd^ritte kann die 
Bundesregierung unternehmen, um in dieser 
Frage die deutschen Interessen noch nadi- 
drücklicher zu vertreten? 

VIII. 3. Abgeordneter Wird der Herr Bundeskanzler bei seiner 

Dr. Mommer Reise in die Vereinigten Staaten trotz An- 

nahme des Kriegsschädengesetzes durch das 
Repräsentantenhaus über die Rückgabe des 
besdilagnahmten deutschen Eigentums ver- 
handeln, oder beabsichtigt er, entsprechend 
der Verpflichtung in den Pariser Verträgen, 
dem Bundestag ein Gesetz über die Ent- 
schädigung der früheren Eigentümer vorzu- 
legen ? 

Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, 
daß nach Presseberichten der Stabschef der 
US-Marine, Admiral Arleigh Burke, vor einem 
Ausschluß des amerikanisdien Kongresses die 
Möglichkeit erwähnt haben soll, Eisenbahn- 
lafettierte Polaris-Mittelstreckenraketen mit 
atomaren Sprengköpfen auf westdeutsdiem 
Gebiet zu stationieren? 

Wie hat sie dazu Stellung genommen? 

VIII. 5. Abgeordneter Trifft die Behauptung einer englischen Zei- 
Bauer (Würzburg) tung zu, daß die Bundesregierung ein von 
amerikanisdien Stellen eingeräumtes Veto- 
recht für den Zugang zu innerdeutsdien, jetzt 
im Besitz der westlichen Alliierten befind- 
lichen Dokumenten aus der Zeit zwischen 
1933 und 1945 besitze und angewandt habe? 

Hat die Bundesregierung sich bemüht, Ein- 
blick in das aus der Zeit des Nationalsozia- 
lismus stammende und in den Besitz west- 
licher Mächte gelangte Archivmaterial zu 
nehmen. Welche Schritte hat sie ggf. unter- 
nommen und mit welchem Erfolg? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick 
auf die im Mai ablaufende Verjährungsfrist 
für Tötungsdelikte aus der Zeit des Natio- 
nalsozialismus eine beschleunigte Sichtung 
etwa noch zugänglicher Unterlagen zu ge- 
währleisten, und ist damit zu rechnen, daß 
Beutematerial dieser Art jemals wieder in 
deutschen Besitz gelangt? 


VIII. 4. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 


VIII. 2. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 
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IX. Geschäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


IX. 1. Abgeordneter KanndasBundesinnenministeriumZahlenanga- 
Dr. Bechert ben machen über die Selbstmordhäufigkeit und 

über die aus Prüfungsangst, Überarbeitung 
oder seelischer Depression notwendig gewor- 
denen Einweisungen in psychotherapeutische 
oder psychiatrische Behandlung bei Studie- 
renden in Prüfungssemestern? 

Ist dem Ministerium insbesondere bekannt, 
daß die Zahl akuter nervös-seelischer Stö- 
rungen und die Anzahl von Selbstmordfällen 
von Studierenden in Prüfungssemestern 
ansteigt ? 


IX. 2. Abgeordneter Entspricht die in einer öffentlichen Jugend- 
Dr. Arndt kundgebung am 12. Februar 1960 in München 

von der Studentin Renate Bergemann (Deutsch- 
Israelisdie Hochsdiulgruppe) geäußerten Be- 
hauptung, daß das Amt für öffentliche Ord- 
nung der Stadt München für Bürger des 
Staates Israel ein Einreisevisum zum Besuch 
Münchens nur gebe, wenn gleichzeitig ein 
„Kopfbetrag" in Höhe von 1000 DM durch 
einen ortsansansässigen deutschen Staatsan- 
gehörigen bereitgestellt ist, der Wahrheit? 

Wird der Besuch Deutschlands für israelische 
Staatsbürger von einem derartigen „Kopfgeld" 
abhängig gemacht ? 

Welche gesetzliche Grundlage und welche 
Ziele hat eine solche Maßnahme? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in dem 
neuen Bundespersonalausweis eine Möglich- 
keit zur Eintragung der Blutgruppe vorzu- 
sehen ? 


Ist der Bundesregierung bekannt, weldier 
Personenkreis die sogenannte Ungarisdie 
Bewegung auf Schloß Teising finanziell unter- 
stützt ? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese 
Organisation den Zusammenschluß der „Faschi- 
sten aller Länder" zum Ziele hat, und sind 
Maßnahmen getroffen, um Verstöße gegen die 
Bestimmungen der Asylverordnung und der 
Sicherheit der Bundesrepublik zu unterbinden? 


Wie ist der Stand der Verhandlungen, die 
das Bundesinnenministerium mit einer kom- 
merziellen Fernsehgesellschaft für ein zweites 
Programm geführt hat, und ist es richtig, daß 
hierfür eine Garantie von 50 Millionen DM 
in Aussicht genommen worden ist? 


IX. 5. Abgeordneter 

Schmitt 

(Vockenhausen) 


IX. 4. Abgeordneter 

Felder 


IX. 3. Abgeordneter 

Mischnick 
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X. Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung 


X. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich 

Schneider nach gewerkschaftlichen Feststellungen die 

(Bremerhaven) Fälle häufen, in denen Seeleute im Alter 

zwischen 35 und 55 Jahren vorübergehend, 
zwischen 55 und 65 Jahren voll seedienst- 
untauglich werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
einer besseren Sozialgesetzgebung für die 
deutschen Seeleute zu prüfen, ob der Begriff 
der Seedienstuntauglichkeit mit dem Begriff 
der Berufsunfähigkeit in der Angestellten- 
versicherung gleichgesetzt werden kann? 


X. 2. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
Dröschet die Alterskasse der rheinischen Landwirtschaft 

in Düsseldorf dem Landwirt Johann Heipp 
aus Schwarzerden Altershilfe nidit gewährt 
und sich dabei auf die „z. Z. herrschende 
Meinung" beruft, wonach im Falle der soge- 
nannten stufenweisen Entäusserung die Alters- 
hilfe zu verweigern ist? 

Hält die Bundesregierung insbesondere die 
Auslegung des § 25 Abs. 2 des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte durch 
die Alterskassen für richtig, wonach z. B. bei 
einem Landwirt, der seit 1914 aussdiließlich 
diesen Beruf ausgeübt hat, soldie „stufen- 
weise Entäußerung" vorliegt, wenn von dem 
insgesamt 7,55 ha großen Betrieb im Januar 
1950 4,94 ha, im Dezember 1951 0,63 ha und 
die letzten 1,98 ha im Januar 1957 abgegeben 
worden sind? 


X. 3. Abgeordneter Kann der Herr Bundesarbeitsminister sagen, 
Büttner daß diebeabsichtigteNeueinteilung der Arbeits- 

amtsbezirke im Lande Nordrhein-Westfalen 
eine Verringerung der Verwaltungskosten 
mit sich bringt, und will er sich dafür ein- 
setzen, daß die Neueinteilung zweckmäßig 
erfolgt ? 

Hält der Herr Bundesarbeitsminister es für 
richtig, daß das Arbeitsamt des Industrieland- 
kreises Moers mit über 300 000 Einwohnern 
aufgeteilt und Nebenstelle wird und den 
Arbeitsämtern Krefeld und Wesel zugeteilt 
wird ? 

Will der Herr Bundesarbeitsminister dafür 
Sorge tragen, daß bei einer Änderung der 
Einteilung der Arbeitsamtsbezirke Rücksicht 
auf den wirtschaftlichen Stand und die weitere 
Entwicklung des Industrielandkreises Moers 
genommen wird ? 
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X. 4. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, wie viele 
Welslau Kinder unter 14 Jahren in der Zeit von 1950 

bis einschließiidi 1959 durch Unfälle bei 
landwirtsdiaftlichen Arbeiten oder Hand- 
reichungen betroffen worden sind. 

Wie gliedert sich die Gesamtzahl der Unfälle? 

XI. Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

XI. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ameri- 

Wittrock kanische Streitkräfte in der Bundesrepublik 

— beispielsweise im Kreis Gelnhausen 
(Hessen) — für öl- und Benzinrückstände 
öiversickerungsgruben angelegt haben, durch 
die das Grundwasser gefährdet werden kann? 

Wird die Bundesregierung in Verhandlungen 
mit den Stationierungstruppen darauf hin- 
wirken, daß durdr zweckentsprechende Maß- 
nahmen bei derartigen ölgruben ein Ver- 
sickern ausgeschlossen wird, wie dies den 
hessisdien Landesbehörden für eine kürzlich 
festgestellte Ölversickerungsgrube im Kreis 
Gelnhausen zugesichert worden ist? 

XI. 2. Abgeordneter Wie viele in der Bundesrepublik Deutschland 
Ritzel steuerpflichtige Personen verfügen nach den 

letzten amtlichen Feststellungen über ein 
Vermögen von 

a) 1 bis 2 Millionen DM, 

b) 2 bis 5 Millionen DM, 

c) mehr als 5 Millionen DM? 

Wie viele in der Bundesrepublik Deutschland 
steuerpflichtige Personen verfügen nach den 
letzten amtlidren Feststellungen über ein 
Jahreseinkommen 

a) von 100 000 bis 200 000 DM, 

b) von 200 001 bis 500000 DM, 

c) von mehr als 500 000 DM? 

XI. 3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Bach Lohneinkommen der Arbeitnehmer der Bun- 

desrepublik, die in Frankreich arbeiten — da- 
runter über 3000 Bergarbeiter (Lothringen- 
gänger) — , sowohl in Frankreidi durdi eine 
Fünf-Prozent-Feststeuer wie in der Bundes- 
republik durch Veranlagung zur Einkommen- 
steuer belastet wird? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um diese Doppelbesteuerung zu beseitigen? 

XI. 4. Abgeordneter Auf welcher gesetzlichen Grundlage fußt die 
Faller Verordnung, nach der das Mitführen von 

Tabakwaren durch in der Schweiz arbeitende 
Grenzgänger für Frauen und Männer unter- 
sctiiedlich geregelt ist? 

Hält die ''Bundesregierung dieses Verfahren 
für vereinbar mit Artikel 3 Abs. 3 GG? 
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XI. 5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Faller Stadt Weil am Rhein für die dort unterge- 

brachten zahlreichen Beamten mit ihren Fami- 
lien von der Deutschen Bundesbahn und der 
Deutsdien Bundespost einen Verwaltungs- 
kostenzuschuß erhält? 

Ist der Bund bereit, für die dort wohnhaften 
Beamten der Zollverwaltung und des Paß- 
kontrolldiensies dasselbe zu tun? 

XI. 6. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, wann sie in 
Rehs Anbetracht der Dringlichkeit, daß anstelle der 

vorgelegten Einheitswerte die Ersatzeinheits- 
werte der Schadensberechnung zugrunde gelegt 
werden, die im Gesetz über die Feststellung 
von Vertreibungs- und Kriegssachschäden 
§ 43 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a vorgesehene 
Rechtsverordnung zu erlassen beabsichtigt? 

XI. 7. Abgeordnete Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 

Frau Korspeter über eine Regelung zur Alterssicherung der 
vertriebenen und geflüchteten Bauern? 

Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um das Versprechen des Bundeskanzlers 
einzulösen, das er den vertriebenen und 
geflüchteten Bauern auf dem Ostdeutsdien 
Bauerntag am 26. Oktober 1958 hinsidrtlich 
ihrer Alterssidierung gegeben hat? 

XI. 8. Abgeordneter Hat das Bundesausgleidisamt eine Anweisung 
Dr, Arndt erteilt, das reditskräftige Urteil IV C 138/59 

des Bundesverwaltungsgerichts vom 11. März 
1959 nicht zu bead:iten und eine nadi Maß- 
gabe dieses Urteils geschuldete Zahlung zu 
verweigern oder zu verzögern? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung, 
wenn eine solche Anordnung des Bundes- 
ausgleichsamts ergangen sein sollte, getroffen, 
um die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung zu 
wahren, die Achtung vor der Rechtskraft 
einer gerichtlichen Entscheidung zu sichern 
und Wiederholungen für die Zukunft auszu- 
schließen ? 

XI. 9. Abgeordneter Bestehen Richtlinien für Betriebsprüfung und 
Seuffert Steuerfahndung bezüglidi der Nachprüfung 

von Spesen und Repräsentationsausgaben bei 
Geschäftsunternehmen ? 

Gibt es insbesondere Richtsätze, die die Nach- 
prüfung solcher Ausgaben aussd:iließen, wenn 
sie in einem bestimmten Verhältnis zum 
Umsatz oder zum Gewinn des Unternehmens 
stehen ? 

XII. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verteidigung 

XII. 1. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die zwischen dem 
Frier 7. Juni 1959 und dem 31. Januar 1960 in der 

Umgebung des Truppenübungsplatzes Heuberg 
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in den Ortsdiaften Onstmettingen, Meßstetten, 
Ebingen (zweimal), Tailfingen und Stetten am 
kalten Markt (drei Geschosse) verzeichneten 
Einsdiläge von Explosivkörpern bekannt? 

Haben die Untersudiungen in den genannten 
Fällen aufgeklärt, auf welche Ursachen diese 
Explosionen innerhalb der Ortsdiaften unter 
Gefährdung von Mensdmnleben zurückzu- 
führen sind? 

Gibt es Anhaltspunkte für die Darstellung 
durch Offiziere der Bundeswehr, daß eventuell 
östlidie Agenten mindestens für einige dieser 
Explosionen verantwortlich gemacht werden 
könnten, daß infolgedessen also französische 
Bazooka-Munition in die Hände solcher Agen- 
ten fallen kann ? 

Ist die Bundesregierung bereit, den im Aus- 
land arbeitenden Wehrpfliditigen den Lohn- 
ausfall, den sie durch Erfassung und Muste- 
rung erleiden, in angemessener Höhe zu 
ersetzen ? 

Ist es richtig, daß ein Offizier der Bundeswehr 
in die Fremdenlegion, also zu einem Truppen- 
teil eines unserer NATO-Verbündeten, ge- 
flohen ist? 

Wenn ja, weldre Maßnahmen wird die Bun- 
desregierung daraufhin ergreifen? 

XII. 4. Abgeordneter Hält es der Herr Bundesverteidigungsminister 
Probst (Freiburg) mit den in allen Armeen der Welt geltenden 
Erziehungsgrundsätzen für vereinbar, daß die 
Nichtausführung eines Befehls ihres Batterie- 
offiziers auf dem Truppenübungsplatz Mün- 
singen am 11. November 1959 durch zwei 
Gefreite nach Zeitungsberichten erst am 
18. Februar 1960 geahndet worden ist? 

Was gedenkt der Herr Bundesverteidigungs- 
minister zu tun, damit in ähnlidien Fällen 
die Strafe unverzüglich auf die Tat folgt? 

Hat das Bundesverteidigungsministerium in 
einem Telegramm oder in anderer Form an 
die Aufsichtsratsmitglieder der Bayerischen 
Motorenwerke - BMW - oder an andere 
Adressaten angedroht, den 400-Millionen-DM- 
Triebwerksbauauftrag wieder zurückzuziehen, 
wenn gewisse Auflagen nicht erfüllt würden? 

Wenn ja, welche Auflagen sind das? 

Trifft es zu, daß es sich bei dem am 22. Fe- 
bruar 1960 im Stadtgebiet von Ebingen in 
nächster Nähe eines Wohnhauses niederge- 
gangenen und explodierten Sprengkörpers 
um eine übungsbombe handelt? 


XII. 6. Abgeordnete 

Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus 


XII. 5. Abgeordneter 

Folger 


XIL 3. Abgeordneter 

Dürr 


XII. 2. Abgeordneter 

Faller 
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Wenn ja, weldie Gründe waren für diesen 
Vorfall maßgebend, und was hat die Bundes- 
regierung unternommen, um derartige Vor- 
fälle in Zukunft zu verhindern? 

XIIL Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 

XIIL 1. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung die im Zuge von 
Logemann Rationalisierungsmaßnahmen von der Deut- 

schen Bundesbahn durchgeführten Umwand- 
lung von Haltestellen in unbesetzte Verkehrs- 
Stellen und Bestrebungen, die bisher durch 
die Bundesbahn geleistete Ladehilfe bei der 
Abfertigung von Ladungsgütern nunmehr 
durch die Versender und Empfänger von 
Waggonladungen selbst finanzieren zu lassen ? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um solche Sonderbelastungen der 
Waggonverlader in von Verkehrszentren ab- 
gelegenen Gebieten zu verhindern? 

XIIL 2. Abgeordneter Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
Felder in Besprechungen mit der Deutschen Bundes- 

bahn darauf hinzuwirken, daß die sehr ver- 
kehrsgefährdenden Strecken zwischen Erlangen 
und Uttenreuthnochin diesem Jahre durdi einen 
Ausbau der Straße beseitigt werden, wobei 
ebenfalls die Erstellung des geplanten Rad- 
weges im Interesse aller Verkehrsteilnehmer 
sehr wünschenswert wäre ? 

XIIL 3. Abgeordneter Wie verhält sich die Zahl der Verkehrsun- 
Dr. Friedensburg fälle, die durch Lastkraftwagen — insbeson- 
dere Lastzüge — veranlaßt werden, innerhalb 
der allgemeinen Verkehrsstatistik? 

Ist insbesondere die weitverbreitete Auf- 
fassung richtig, daß beladene Lastzüge mittel- 
bar und unmittelbar für eine verhältnismäßig 
große Zahl von Unfällen verantwortlich sind? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die 
sonstige indirekte Behinderung und finan- 
zielle Belastung des Verkehrs durdi die 
Schwerfälligkeit der Lastzüge? 

XIIL 4. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
Felder kannt, daß die Verkehrssicherheit zumindest 

auf einem Teilstück der B 4 zwischen Erlan- 
gen und Baiersdorf äußerst gefährdet erscheint, 
da dort die Straßendecke keinen Halt mehr 
auf dem Untergrund besitzt und auf etwa 
1 m 10 cm Gefälle treffen? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit» 
hier raschest Abhilfe zu schaffen, bei Baiers- 
dorf die Umgehungsstraße und zwischen Er- 
langen und Baiersdorf den schon geplanten 
Radweg als vordringliche Baumaßnabme zu 
bezeichnen ? 
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XIIL 5. Abgeordneter Weldie Möglichkeiten sieht die Bundesre- 

Ritzel gierung zur Entlastung des von einer chao- 

tischen Entwicklung bedrohten Verkehrs in 
den deutschen Großstädten durch die Anlage 
von unterirdischen Schnellbahnen und Auto- 
straßen oder von Hochstraßen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Planungsmaß- 
nahmen einzuleiten und die Finanzierung 
durch gemischtwirtschaftliche Unternehmen 
zu prüfen? 

Ist die Bundesregierung ggf. auch bereit, im 
Zusammenhang mit der etwaigen Verlage- 
rung des Massenverkehrs unter die Erde 
auch einen ausgedehnten Luftschutz zugunsten 
der Bevölkerung zu erwägen und dem Bun- 
destag darüber in angemessener Weise zu 
berichten? 

XIII. 6. Abgeordneter Wie viele Menschen wurden in den Jahren 
Ritzel 1955 bis 1959 in der Bundesrepublik Opfer 

des Verkehrs? 

Wie hoch sind schätzungsweise oder tatsäch- 
lich die Summen, die von Versidierungen für 
Personen- und Sadisdiäden aus diesem An- 
laß zu zahlen waren? 

Wie viele Personen kamen in den Jahren 
1955 bis 1959 als Opfer von Unglücksfällen 
an schienengleidien Bahnübergängen ums 
Leben? 

Wie groß waren die Leistungen der Deut- 
schen Bundesbahn zur Entschädigung der 
Hinterbliebenen solcher Opfer im gleichen 
Zeitraum ? 

Wie groß waren die Leistungen der Bundes- 
bahn für Personen- und Sachschäden bei 
Unglücksfällen an schienengleidien Bahnüber- 
gängen in den Jahren 1955 bis 1959 insgesamt? 


Bonn, den 10. März 1960 



